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92. Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Königslutter am Elm;

25.04.2024 

Bekanntmachung 

über die Widmung zweier Straßen und eines Straßenabschnittes in der Ortschaft 
Ochsendorf, Königslutter am Elm 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Königslutter am Elm hat in seiner Sitzung vom 
09.04.2024 beschlossen, die nachstehend aufgeführten Verkehrsflächen im Sinne des § 6 
Nieders. Straßengesetz für den öffentlichen Verkehr als Gemeindestraße gem. § 3 Abs. 1 Nr. 
3 Nieders. Straßengesetz zu widmen, d. h. sie werden als öffentliche Verkehrsflächen auf 
Dauer für den Gemeingebrauch bereitgestellt und damit in das Straßenbestandsverzeichnis 
eingetragen. 

Umfang der Widmung 

1. „Im Rehwinkel“
Gemarkung Ochsendorf, Gemeinde Königslutter am Elm, Flur 003,

Flurstück 56/36, Größe: 451 m², 
Flurstück 55/26, Größe: 384 m², 
Flurstück 54/16, Größe: 228 m², 
Flurstück 53/14, Größe: 105 m², 
Flurstück 52/16, Größe: 131 m² 

2. „Alte Dorfstraße“
Gemarkung Ochsendorf, Gemeinde Königslutter am Elm, Flur 003,
Flurstück 115 teilw., Größe ca. 943 m², siehe Lageplan

3. „Am Mühlenhop“
Gemarkung Ochsendorf, Gemeinde Königslutter am Elm,

Flur 007, Flurstück 44, Größe 6.896 m², 
Flur 008, Flurstück 15/7, Größe 5.131 m², 
Flur 008, Flurstück 15/3, Größe 112 m², 
Flur 008, Flurstück 15/6, Größe 32 m², 
Flur 008, Flurstück 15/4, Größe 190 m², 
Flur 008, Flurstück 15/5, Größe 280 m² 
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Nutzungsart 

Die Straßen der Nr. 1 und 3 sowie der Straßenabschnitt der Nr. 2 werden in dem genannten 
Umfang gemäß § 6 Nieders. Straßengesetz ohne Beschränkungen gewidmet und gemäß § 3 
Nieders. Straßengesetz der Gruppe "Gemeindestraßen" zugeordnet. 

Lagepläne können bei der Stadt Königslutter am Elm, Fachbereich 4, Niedernhof 7, 
38154 Königslutter am Elm, eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Widmung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Braunschweig, Wilhelmstraße 55, 38100 Braunschweig, schriftlich oder in 
elektronischer Form eingereicht oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten/der 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage ist gegen die 
Stadt Königslutter am Elm zu richten. Bei Klageerhebung in elektronischer Form muss das 
elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) genutzt werden. Die dazu 
erforderliche Software kann über die Internetseite www.egvp.de heruntergeladen werden. 

Der Bürgermeister 
Im Auftrage 

gez. Schleifer 

ABl.-Nr. 18 vom 02.05.2024 

http://www.egvp.de/


25.04.2024 

Bekanntmachung 

über die Widmung von zwei Straßen in der Ortschaft Bornum, 
Königslutter am Elm 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Königslutter am Elm hat in seiner Sitzung vom 

09.04.2024 beschlossen, die nachstehend aufgeführten Verkehrsflächen im Sinne des § 6 

Nieders. Straßengesetz für den öffentlichen Verkehr als Gemeindestraße gem. § 3 Abs. 1 Nr. 

3 Nieders. Straßengesetz zu widmen, d. h. sie werden als öffentliche Verkehrsflächen auf 

Dauer für den Gemeingebrauch bereitgestellt und damit in das Straßenbestandsverzeichnis 

eingetragen. 

Umfang der Widmung 

1. „Auf der Bünne“
Gemarkung Bornum am Elm, Gemeinde Königslutter am Elm, Flur 1,
Flurstück 500, Größe: ca. 1.522 m²

2. „Gutsgarten“
Gemarkung Bornum am Elm, Gemeinde Königslutter am Elm, Flur 1,
Flurstück 100/28, Größe: ca. 1.433 m²,
Flurstück 100/25, Größe: ca. 178 m²,
Flurstück 100/26, Größe: ca. 164 m²,
Flurstück 100/27, Größe: ca. 168 m²

Nutzungsart 

Die Straßen der Nr. 1 und der Nr. 2 werden in dem genannten Umfang gemäß § 6 Nieders. 
Straßengesetz ohne Beschränkungen gewidmet und gemäß § 3 Nieders. Straßengesetz der 
Gruppe "Gemeindestraßen" zugeordnet. 

Lagepläne können bei der Stadt Königslutter am Elm, Fachbereich 4, Niedernhof 7, 
38154 Königslutter am Elm, eingesehen werden. 

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Königslutter am Elm;93.
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Widmung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Braunschweig, Wilhelmstraße 55, 38100 Braunschweig, schriftlich oder in 
elektronischer Form eingereicht oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten/der 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage ist gegen die 
Stadt Königslutter am Elm zu richten. Bei Klageerhebung in elektronischer Form muss das 
elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) genutzt werden. Die dazu 
erforderliche Software kann über die Internetseite www.egvp.de heruntergeladen werden. 

Der Bürgermeister 
Im Auftrage 

gez. Schleifer 

ABl.-Nr. 18 vom 02.05.2024
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http://www.egvp.de/


25.04.2024 

Bekanntmachung 

über die Widmung eines Straßenabschnittes in der Ortschaft Lauingen, 

Königslutter am Elm 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Königslutter am Elm hat in seiner Sitzung vom 

09.04.2024 beschlossen, die nachstehend aufgeführte Verkehrsfläche im Sinne des § 6 

Nieders. Straßengesetz für den öffentlichen Verkehr als Gemeindestraße gem. § 3 Abs. 1 Nr. 

3 Nieders. Straßengesetz zu widmen, d. h. sie wird als öffentliche Verkehrsfläche auf Dauer 

für den Gemeingebrauch bereitgestellt und damit in das Straßenbestandsverzeichnis 

eingetragen. 

Umfang der Widmung 

„Lutterstieg“ 

Gemarkung Lauingen am Elm, Gemeinde Königslutter am Elm, Flur 2, 

Flurstück 415/3 teilw., Größe: ca. 954 m² 

Nutzungsart 

Der Straßenabschnitt wird in dem genannten Umfang gemäß § 6 Nieders. Straßengesetz ohne 

Beschränkungen gewidmet und gemäß § 3 Nieders. Straßengesetz der Gruppe 

"Gemeindestraßen" zugeordnet. 

Lagepläne können bei der Stadt Königslutter am Elm, Fachbereich 4, Niedernhof 7, 
38154 Königslutter am Elm, eingesehen werden. 

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Königslutter am Elm;94.
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Widmung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Braunschweig, Wilhelmstraße 55, 38100 Braunschweig, schriftlich oder in 
elektronischer Form eingereicht oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten/der 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage ist gegen die 
Stadt Königslutter am Elm zu richten. Bei Klageerhebung in elektronischer Form muss das 
elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) genutzt werden. Die dazu 
erforderliche Software kann über die Internetseite www.egvp.de heruntergeladen werden. 

Der Bürgermeister 
Im Auftrage 

gez. Schleifer 

ABl.-Nr. 18 vom 02.05.2024
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http://www.egvp.de/


25.04.2024 

Bekanntmachung 

über die Widmung einer Straße in der Ortschaft Boimstorf, Königslutter am Elm 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Königslutter am Elm hat in seiner Sitzung vom 
09.04.2024 beschlossen, die nachstehend aufgeführte Verkehrsfläche im Sinne des § 6 
Nieders. Straßengesetz für den öffentlichen Verkehr als Gemeindestraße gem. § 3 Abs. 1 Nr. 
3 Nieders. Straßengesetz zu widmen, d. h. sie wird als öffentliche Verkehrsfläche auf Dauer 
für den Gemeingebrauch bereitgestellt und damit in das Straßenbestandsverzeichnis 
eingetragen. 

Umfang der Widmung 

„Schaperdrift“ 
Gemarkung Boimstorf, Gemeinde Königslutter am Elm, Flur 1,  
Flurstück 95/14, Größe: 855 m² und Flurstück 94/4 Größe: 39 m² 

Nutzungsart: 

Die Straße wird in dem genannten Umfang gemäß § 6 Nieders. Straßengesetz ohne 
Beschränkungen gewidmet und gemäß § 3 Nieders. Straßengesetz der Gruppe 
"Gemeindestraßen" zugeordnet. 

Lagepläne können bei der Stadt Königslutter am Elm, Fachbereich 4, Niedernhof 7, 
38154 Königslutter am Elm, eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Widmung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Braunschweig, Wilhelmstraße 55, 38100 Braunschweig, schriftlich oder in 
elektronischer Form eingereicht oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten/der 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage ist gegen die 
Stadt Königslutter am Elm zu richten. Bei Klageerhebung in elektronischer Form muss das 
elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) genutzt werden.  

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Königslutter am Elm;95.
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Die dazu erforderliche Software kann über die Internetseite www.egvp.de heruntergeladen 
werden. 

Der Bürgermeister 
Im Auftrage 

gez. Schleifer 

ABl.-Nr. 18 vom 02.05.204
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25.04.2024 

Bekanntmachung 

über die Widmung einer Straße, einer Straßenverlängerung und eines 

Verbindungsweges in Königslutter am Elm, Kernstadt 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Königslutter am Elm hat in seiner Sitzung vom 

09.04.2024 beschlossen, die nachstehend aufgeführten Verkehrsflächen im Sinne des § 6 

Nieders. Straßengesetz für den öffentlichen Verkehr als Gemeindestraße gem. § 3 Abs. 1 Nr. 

3 Nieders. Straßengesetz zu widmen, d. h. sie werden als öffentliche Verkehrsflächen auf 

Dauer für den Gemeingebrauch bereitgestellt und damit in das Straßenbestandsverzeichnis 

eingetragen. 

Umfang der Widmung 

1. „In den Gärten“ (2. BA)
Gemarkung Königslutter am Elm, Gemeinde Königslutter am Elm, Flur 11,
Flurstück 1286, Größe: 1.019 m²

2. „Verbindungsweg“
Gemarkung Königslutter am Elm, Gemeinde Königslutter am Elm, Flur 11,
Flurstück 1012/289, Größe: 110 m²

3. „Kämmereiplantage“
Gemarkung Königslutter am Elm, Gemeinde Königslutter am Elm, Stadt, Flur 007,
Flurstücke 500/35 und 500/38
Größe: ca. 641 m²

Nutzungsart 

Die Straßen der Nr. 1 und der Nr. 3 werden in dem genannten Umfang gemäß § 6 Nieders. 
Straßengesetz ohne Beschränkungen gewidmet und gemäß § 3 Nieders. Straßengesetz der 
Gruppe "Gemeindestraßen" zugeordnet.  

Der Verbindungsweg der Nr. 2 wird in dem genannten Umfang gemäß § 6 Nieders. 
Straßengesetz gewidmet mit Beschränkung auf den Fußgängerverkehr und gemäß § 3 
Nieders. Straßengesetz der Gruppe "Gemeindestraßen" zugeordnet. 

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Königslutter am Elm;96.
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Lagepläne können bei der Stadt Königslutter am Elm, Fachbereich 4, Niedernhof 7, 
38154 Königslutter am Elm, eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Widmung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Braunschweig, Wilhelmstraße 55, 38100 Braunschweig, schriftlich oder in 
elektronischer Form eingereicht oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten/der 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage ist gegen die 
Stadt Königslutter am Elm zu richten. Bei Klageerhebung in elektronischer Form muss das 
elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) genutzt werden. Die dazu 
erforderliche Software kann über die Internetseite www.egvp.de heruntergeladen werden. 

Der Bürgermeister 
Im Auftrage 

gez. Schleifer 

ABl.-Nr. 18 vom 02.05.2024
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97.  Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Königslutter am Elm; 
 
Öffentliche Bekanntmachung  
zur Genehmigung des Flächennutzungsplanes gem. § 6 Abs. 5 BauGB 
 
Bauleitplanung der Stadt Königslutter am Elm 
Wirksamwerden der 57. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Der Landkreis Helmstedt hat mit Verfügung vom 15.04.2024 unter dem Az.: 63/031 
54013 Änd.57 gemäß § 6 des Baugesetzbuches (BauGB) die 57. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Stadt Königslutter am Elm genehmigt: 
 
Änderungsbereich: 
Der Änderungsbereich befindet sich im Außenbereich nordwestlich der Kernstadt ent-
lang des Rieseberger Weges. Der Geltungsbereich umfasst Betriebsflächen der ehe-
maligen Zuckerfabrik auf denen Teiche angelegt wurden, um Waschwasser zur erneu-
ten Verwendung zu speichern (sogen. Stapelteiche). Betroffen sind die Flurstücke 
 

• 150/9, 150/5, 151/2 (teilweise) der Flur 1, Gemarkung Königslutter am Elm, 
• 1156 (teilweise), 1157/3, 1157/2 (teilweise) und 152/2 (teilweise) der Flur 2, Ge-

markung Königslutter Elm sowie 
• 128/3 und 128/2 (teilweise) der Flur 3, Gemarkung Lauingen. 

 
Die Flächen liegen in der Feldflur und überwiegend grenzen landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen an. Im Osten werden Teilflächen der ehemaligen Zuckerfabriksteiche 
nicht mit überplant, da sie nun Teil eines landwirtschaftlichen Betriebes sind und für 
eine entsprechende Bewirtschaftung hergerichtet werden sollen.  
Der Änderungsbereich hat eine Größe von 5,66 ha. 
 

 
Änderungsbereich, ohne Maßstab, genordet. 
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Die vorstehende 57. Änderung des Flächennutzungsplanes, die Begründung und die 
zusammenfassende Erklärung liegen gemäß § 6 Abs. 5 BauGB im Fachbereich 4 – 
Bauwesen der Stadt Königslutter am Elm, Niedernhof 7, Zimmer 14, Tel. 05353 - 912-
146 oder -199 aus und können dort während der Dienststunden (Montag, Dienstag 
und Freitag von 9:00 bis 12:00 Uhr, Donnerstag von 9:00 bis 12:00 Uhr und von 15:00 
bis 17:00 Uhr) von jedermann eingesehen werden; jeder kann über die Inhalte Aus-
kunft verlangen. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird die 57. Änderung des Flächennutzungsplanes ge-
mäß § 6 Abs. 5 BauGB wirksam. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 Abs. 1 BauGB 

 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-

zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans 
und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges  
 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Stadt Königslutter am Elm unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 
 

Königslutter am Elm, den 26.04.2024 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
 
 
gez. Schleifer 
 
 
 
ABl.-Nr. 18 vom 02.05.2024 
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98. Öffentliche Bekanntmachung der Samtgemeinde Nord-Elm;

1. Änderung der Satzung über die Gewährung von
Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgeldern, den Ersatz von

Verdienstausfällen und die Erstattung von Fahrtkosten 

Aufgrund der §§ 10, 44, 55 und 71 Abs. 7 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17.12.2010 (Nds. GVBI. 2010, S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.10.2021 
(Nds. GVBl. 2021 S. 700, 730), hat der Rat der Samtgemeinde Nord-Elm in seiner 
Sitzung am 15. April 2024 folgende 1. Änderung der Satzung über die Gewährung von 
Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgeldern, den Ersatz von Verdienstausfällen und 
die Erstattung von Fahrtkosten beschlossen: 

§ 1

Der § 3 erhält folgende Fassung: 

Nachfolgend genannte Funktionsträger/innen erhalten eine monatliche 
Aufwandsentschädigung in folgender Höhe: 

Schiedsmann / Schiedsfrau 50,00 Euro 
Stellv. Schiedsmann / Schiedsfrau 25,00 Euro 

§ 2

Diese Änderung tritt am 01.05.2024 in Kraft. 

Süpplingen, den 15.04.2024 

Der Samtgemeindebürgermeister 

gez. Kühne

Andreas Kühne 

ABl.-Nr. 18 vom 02.05.2024 
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99. Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Danndorf;

Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

1. Haushaltssatzung der Gemeinde Danndorf für das Haushaltsjahr 2024

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der 
Rat der Gemeinde Danndorf in der Sitzung am 13.12.2023 folgende 
Haushaltssatzung beschlossen: 

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf     2.515.000,00 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf   3.493.200,00 Euro 

1.3 der außerordentlichen Erträge auf     0,00 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf    0,00 Euro 

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.420.500,00 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 3.240.900,00 Euro 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit    0,00 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit    655.800,00 Euro 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit    655.800,00 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit      17.600,00 Euro 

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 655.800 Euro 
festgesetzt. 

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
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§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2024 Liquiditätskredite zur 
rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird 
auf 2.550.000 € festgesetzt. 

§ 5

Die Steuersätze für die Realsteuern sind durch eine besondere Hebesatzsatzung für 
das Haushaltsjahr 2024 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)      440 v.H. 

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)      490 v.H. 

2. Gewerbesteuer      390 v.H. 

Danndorf, den 13.12.2023 

Der Bürgermeister  (L. S.) 

gez. Tölg 
  (Tölg) 
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2. Beitrittsbeschluss zur Haushaltssatzung der Gemeinde Danndorf für das
Haushaltsjahr 2024 

Der Gemeinderat der Gemeinde Danndorf hat in der Sitzung am 24.04.2024 
Folgendes beschlossen. 

Unter Berücksichtigung der Genehmigungsverfügung des Landkreises Helmstedt vom 
19.03.2024 zur Haushaltssatzung 2024 der Gemeinde Danndorf - AZ 20-15-00/004 - 
wird folgender Beitrittsbeschluss gefasst: 

1. In § 2 der Haushaltssatzung wird der Gesamtbetrag der vorgesehenen
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen von
655.800 Euro um 80.000 Euro reduziert und auf 575.800 Euro neu festgesetzt.

2. Daraus resultierend wird der Betrag in § 1 der Haushaltssatzung im Finanzhaushalt

in den Einzahlungen für Investitionstätigkeit auf  0,00 Euro 
in den Auszahlungen für Investitionstätigkeit auf 575.800,00 Euro 

in den Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit auf  575.800,00 Euro 
in den Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit auf  0,00 Euro 
neu festgesetzt. 

3. Die Reduzierung der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und
Investitionsförderungsmaßnahmen wird kompensiert durch Reduzierungen der
Auszahlungen bei den Investitionen 4-24-00005 Bücherzelle im
Investitionskonzept von 5.000 Euro um 5.000 Euro auf 0 Euro, 4-23-00003
Beleuchtungsverdichtung von 30.000 Euro um 30.000 Euro auf 0 Euro, 4-00-00003
Diverse Anschaffungen Straßenbeleuchtung von 44.000 Euro um 26.000 Euro auf
18.000 Euro, 4-24-00002 Rosenbogen von 4.000 Euro um 4.000 Euro auf 0 Euro,
4-24-00004 Zaun Kulturzentrum 15.000 Euro um 15.000 Euro auf 0 Euro. Das
Investitionsprogramm der Gemeinde Danndorf ist entsprechend geändert worden.

Danndorf, 24.04.2024 

Der Bürgermeister (L. S.) 

gez. Tölg 
  (Tölg) 
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3. Bekanntmachung der Haushaltssatzung einschließlich Beitrittsbeschluss 

der Gemeinde Danndorf für das Haushaltsjahr 2024 
 
3.1 Die vorstehende Haushaltssatzung einschließlich des Beitrittsbeschlusses für das 
Haushaltsjahr 2024 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
3.2 Die nach §§ 120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 NKomVG erforderlichen Genehmigungen 
sind durch den Landkreis Helmstedt am 19.03.2024 unter dem Aktenzeichen 20-15-
00/004 erteilt worden. 
 
3.3 Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 S. 3 NKomVG  
 

vom 03.05.2024 bis 14.05.2024 
 
in Velpke, Grafhorster Str. 6, Zimmer 24 während der Dienstzeiten zur Einsichtnahme 
öffentlich aus. 
 
 
 
Danndorf, 30.04.2024 
 
Der Bürgermeister (L. S.) 
 
gez. Tölg 
   (Tölg) 
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GEMEINDE LEHRE
Der Bürgermeister

öffentliche Bekanntmachung

Bekanntmachung zum Beschluss des
Lärmaktionsplans der Gemeinde Lehre

zur Umsetzung der 4. Stufe der Umgebungslärmrichtlinie

Zur Umsetzung der EU- Umgebungslärmrichtlinie sind gemäß §§ 47 a- f Bundes-
Immissionsschutzgesetz Lärmaktionspläne aufzustellen mit denen Lärmprobleme
und Lärmauswirkungen zu ermitteln und mögliche Lärmminderungsmaßnahmen zu
dokumentieren sind.

Die Gemeinde Lehre hat unter Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffent-
licher Belange den Lärmaktionsplan gemäß der EU- Umgebungslärmrichtlinie aktua-
lisiert. Die Öffentlichkeitsbeteiligung wurde entsprechend der Bekanntmachung vom
15.11.2023 in der Zeit vom 30.11.2023 bis einschließlich 12.01.2024 durchgeführt.
Die Ergebnisse der Abwägung wurden in den Lärmaktionsplan für die Beschlussfas-
sung im Rat der Gemeinde Lehre aufgenommen und dargestellt.

Der Rat der Gemeinde Lehre hat den Lärmaktionsplan der Gemeinde Lehre zur
Umsetzung der 4. Stufe der Umgebungslärmrichtlinie gemäß § 47 d Bundes-
Immissionsschutzgesetz am 14.03.2024 beschlossen. Er ist damit in Kraft getre-
ten.

Der Lärmaktionsplan mit den dazugehörigen Anhängen ist auf der Internetseite der
Gemeinde Lehre unter www.lehre.de Rubrik Wirtschaft + Bauen / Lärmaktionsplan
bzw. folgendem Link www.lehre.de/wirtschaft-bauen/laermaktionsplan/ abrufbar. Zu-
sätzlich wird der Lärmaktionsplan im Rathaus der Gemeinde Lehre Marktstraße 10,
38165 Lehre während der allgemeinen Dienstzeiten zu jedermanns Einsicht bereit-
gehalten.

Lehre, den 29.04.2024
Der Bürgermeister

.̂-j2^-
^Andreas B

ND£
<<?
^ü
^

^
<5

<(,^ ^
^^/s

gez. Busch
Andreas Busch

(L.S.)

ABl-Nr. 18 vom 02.05.2024
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Aufgrund der §§ 10 und 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 588)) und dem Gesetz über das Leichen-, Bestattungs- 
und Friedhofswesen (BestattG) in der Fassung vom 28.06.2018 (Nds. GVBl. S. 117), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23.02.2022 (Nds. GVBl. S. 134) hat der Rat der 
Gemeinde Lehre in seiner Sitzung am 14.03.2024 folgende Satzung beschlossen: 

 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 
 

(1) Diese Friedhofssatzung gilt für die im Gebiet der Gemeinde gelegenen, in ihrem 
Eigentum stehenden und von ihr verwalteten Friedhöfe: 

 
a. Friedhof Lehre 

 
b. Friedhof Essehof 

 
c. Friedhof Groß Brunsrode 

 
d. Friedhof Wendhausen 

 
(2) Die Ortschaften bilden jeweils einen Bestattungsbezirk. 

 
(3) Die Gemeinde betreibt die Friedhöfe als eine öffentliche Einrichtung. 

 
 
 

§ 2 Friedhofszweck 
 

(1) Die Friedhöfe dienen der Bestattung aller Personen, die bei Ihrem Ableben 
Einwohner der Gemeinde Lehre waren oder ein Nutzungsrecht an einer bestimmten 
Grabstätte besitzen. 

 
(2) Die Bestattung anderer Personen kann nach einer der vorherigen Genehmigung der 

Gemeinde erfolgen. 
 

(3) Die Friedhöfe dienen dem Gedenken an die Verstorbenen und der Trauerverarbeitung. 
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§ 3 Außerdienststellung und Entwidmung 
 

(1) Jeder Friedhof oder Friedhofsteil kann aus wichtigem  ffentlichem Grund ganz oder 
teilweise außer Dienst gestellt oder entwidmet werden. Dasselbe gilt entsprechend für 
einzelne Grabstätten. Darüber hinaus kann die Gemeinde auf Friedhöfen, 
Friedhofsteilen und für einzelne Grabstätten bestimmte Beisetzungs- und/oder 
Grabarten verbieten. 

 
(2) Friedhöfe können aus wichtigen Gründen entwidmet oder außer Dienst gestellt 

werden. Durch eine Außerdienststellung wird die Möglichkeit weiterer Beisetzungen 
ausgeschlossen, bei einer Entwidmung geht die Eigenschaft als Ruhestätte verloren. 
Jede Außerdienststellung oder Entwidmung nach Abs. 1 ist öffentlich bekannt zu 
machen. 

 
(3) Bestehende Nutzungsrechte stehen einer Außerdienststellung nicht im Wege. Über 

den Tag der Außerdienststellung hinaus werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt oder 
verlängert. Weitere Beisetzungen sind ausgeschlossen. 

 
(4) Sind bestehende Nutzungsrechte durch die Außerdienststellung betroffen, erhält 

der/die Nutzungsberechtigte/Verpflichtete auf Antrag ein Nutzungsrecht an einer 
vergleichbaren Stelle. Ist eine Umbettung, ein Umsetzen von vorhandenen Grabmalen 
und/oder ein Herrichten der neuen Grabstätte erforderlich, trägt die Gemeinde die 
hierfür anfallenden Kosten. 

 
(5) Die Gemeinde kann die Entwidmung verfügen, wenn keine Ruhefristen mehr bestehen 

und alle Nutzungsrechte abgelaufen oder im Einvernehmen mit dem/der 
Nutzungsberechtigten/Verpflichteten aufgehoben sind. Durch die Entwidmung verliert 
der Friedhof seine Eigenschaft als öffentliche Bestattungseinrichtung. Es werden keine 
Nutzungsrechte mehr erteilt oder verlängert. 

 
(6) Die Absicht der Außerdienststellung bzw. der Entwidmung bzw. des Verbots 

bestimmter Beisetzungs- und/oder Grabarten sowie die Schließung, die Entwidmung 
und das Verbot selbst, sind jeweils öffentlich bekannt zu machen. 

 
 

II. Ordnungsvorschriften 
 

§ 4 Öffnungszeiten 
 

(1) Die Friedhöfe sind von Tagesanbruch bis Anbruch der Dunkelheit für den Besuch 
geöffnet. 

 
(2) Die Gemeinde kann das Betreten eines Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile aus 

besonderem Anlass vorübergehend untersagen. 
 

(3) Kinder unter 10 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung und unter der 
Verantwortung Erwachsener betreten. 
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§ 5 Verhalten auf dem Friedhof 

 
(1) Alle Personen haben sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes entsprechend zu 

verhalten. Grabstätten und die Friedhofsanlagen sind so zu behandeln, dass die 
gebotene Ehrfurcht vor dem Tod gewahrt und das sittliche und religiöse Empfinden der 
Allgemeinheit nicht verletzt wird. 

 
Den Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 

 
(2) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet: 

 
a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art - Kinderwagen und Rollstühle sowie 

Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der auf dem Friedhof tätigen 
Gewerbetreibende ausgenommen - zu befahren, 

b) Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen sowie gewerbliche Dienste 
anzubieten, 

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung Arbeiten 
auszuführen, 

d) gewerbsmäßig zu fotografieren, 
e) Druckschriften zu verteilen, 
f) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu 

beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und Grabstätten sowie 
Grabeinfassungen zu betreten, 

g) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern, 
h) Gegenstände jeglicher Art in den Schöpfstellen zu reinigen, 
i) zu lärmen und zu spielen, zu lagern und Alkohol zu trinken, 
j) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blinden- und Assistenzhunde, 
k) Chemische Schädlingsbekämpfungsmittel und Unkrautvernichter zu 

verwenden. 
 

(3) Die Gemeinde kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit  dem  Zweck  des  
Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 

 
(4) Wer den Anordnungen des Friedhofspersonals oder der Friedhofssatzung nicht Folge 

leistet, kann vom Friedhof verwiesen werden. 
 
 
 

§ 6 Gewerbetreibende 
 

(1) Gewerbetreibende (Bildhauer, Steinmetze, Gärtnereibetriebe und sonstige 
Gewerbetreibende) und ihre Bediensteten haben diese Friedhofssatzung und die dazu 
ergangenen Regelungen zu beachten. Sie haften für alle Schäden, die sie in Ausübung 
ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen verursachen. 

 
(2) Gewerbetreibende bedürfen zur Ausübung ihrer gewerblichen Tätigkeit auf den 

gemeindlichen Friedhöfen der vorherigen Zustimmung durch die Gemeinde. Die 
Zustimmung erfolgt durch schriftliche Bewilligung. 
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(3) Antragssteller des Handwerks haben ihre Eintragung in die Handwerksrolle, 
Antragsteller des handwerkähnlichen Gewerbes ihre Eintragung in das Verzeichnis 
gemäß § 19 Handwerksordnung und Antragsteller der Gärtnerberufe ihre Eintragung 
in das Verzeichnis der Landwirtschaftskammer oder Handelskammer nachzuweisen. 

 
(4) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur während der üblichen 

Arbeitszeiten durchgeführt werden. 
 

(5) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den 
Friedhöfen nur vorübergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht 
behindern. Nach Beendigung oder bei längerer Unterbrechung der Tagesarbeit sind 
die  Arbeits-  und  Lagerplätze  wieder  in   den   früheren   Zustand   zu   bringen.  
Die Gewerbetreibenden dürfen auf den Friedhöfen keinerlei Abraum ablagern. 
Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen der 
Friedhöfe gereinigt werden. 

 
(6) Gewerbetreibenden, die trotz schriftlicher Mahnung gegen die Vorschriften dieser 

Friedhofssatzung verstoßen, kann die Gemeinde die gewerbliche Tätigkeit auf den 
Friedhöfen zeitlich befristet oder dauerhaft ganz oder teilweise durch schriftlichen 
Bescheid untersagen. 

 
 
 
 

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 

§ 7 Anzeigepflicht und Bestattungszeit 

(1) Bestattungen sind unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der Gemeinde anzumelden. 
Der Anmeldung sind die gem. dem Niedersächsischen Bestattungsgesetz (§ 9) 
geforderten  Unterlagen  beizufügen. 
Dazu zählen insbesondere: 

 

a) die Beurkundung des Sterbefalls (Sterbeurkunde) durch das für den Sterbefall 
zuständige Standesamt. Zur Bestattung eines Fehlgeborenen oder eines 
Ungeborenen ist lediglich eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen, aus der sich 
das Datum der Trennung vom Mutterleib sowie der Name und die Anschrift der 
Mutter ergeben, 

b) die Gebührenübernahmeerklärung sowie die Erklärung zum Erwerb 
(Umschreibung) der Nutzungsrechte an der Wahlgrabstätte, 

c) bei Urnenbeisetzungen zusätzlich der Einäscherungsnachweis, 
d) bei anonymen Beisetzungen zusätzlich eine entsprechende Willenserklärung, 
e) bei Beisetzungen in einer bereits erworbenen Wahlgrabstätte zusätzlich der 

Nachweis des bestehenden Nutzungsrechts, 
f) bei Bestattungen in ausgewiesenen Grabfeldern für einzelne religiöse oder 

ethnische Gruppen zusätzlich ggf. der jeweilige Nachweis der Zugehörigkeit, 
g) Informationen zur Sarggröße gemäß § 8 Abs. 3 dieser Satzung, 

(2) Die Gemeinde setzt in Absprache mit den Beteiligten Ort und Zeit der Bestattung fest. 
Die Bestattungen erfolgen grundsätzlich an Werktagen, die Gemeinde kann 
Ausnahmen zulassen. 
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(3) Die Bestattung kann nur als Begräbnis (Erdbestattung) oder als Einäscherung mit 
anschließender Aufnahme der Asche in einer Urne und Beisetzung der Urne 
(Feuerbestattung) durchgeführt werden. 

(4) Erdbestattungen und Einäscherungen sollen in der Regel spätestens acht Tage nach 
Eintritt des Todes erfolgen. Urnen müssen spätestens einen Monat nach Einäscherung 
beigesetzt werden, anderenfalls werden sie auf Kosten des Bestattungspflichtigen in 
einer Urnengrabstätte beigesetz 

(5) Trauerfeiern   und   Totengedenkfeiern   sind   mindestens    zwei    Arbeitstage 
vorher bei der Gemeinde anzumelden. 

 
 

§ 8 Särge, Urnen und Bestattungstücher 

(1) Alle bei einer Beisetzung eingesetzten Materialien, die in die Erde eingebracht werden, 
müssen biologisch abbaubar und innerhalb sein. Es darf keine Umweltgefährdung von 
ihnen ausgehen. 

(2) Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, sodass jedes Durchsickern von 
Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. 

(3) Särge dürfen höchstens 2,05 Meter lang, 0,75 Meter hoch und im Mittel- maß 0,75 
Meter breit sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die 
Zustimmung der Gemeinde bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. 

(4) Für die Beisetzung in vorhandenen Grüften sind nur Metallsärge oder Holzsärge mit 
Metalleinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen und feuchtigkeitsundurchlässig 
sind. 

(5) Leichen- und Bestattungstücher, die anstelle eines Sarges aus religiösen Gründen zur 
Beisetzung Verwendung finden, müssen aus Naturmaterialien (z.B. Baumwolle, 
Leinen) hergestellt sein. 

 
 
 

§ 9 Ausheben der Gräber 
 

(1) Die Gräber werden ausschließlich von der Gemeinde ausgehoben und wieder verfüllt. 

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur 
Oberkante des Sarges mindestens 0,90 Meter, bis zur Oberkante der Urne 
mindestens 0,50 Meter. 

(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch  mindestens 0,40 Meter 
starke Erdwände getrennt sein. 

(4) Vor einer Beisetzung in eine bestehende Wahlgrabstätte müssen Liegeplatten und 
stehende Grabmale spätestens einen Tag vor der Beisetzung im Auftrag und auf 
Kosten der Nutzungsberechtigten durch einen zugelassenen Steinmetzbetrieb 
abgenommen und nach der Beisetzung wieder geschlossen werden. 

(5) Für unvermeidbare Beschädigungen an Grabmalen, Grabzubehör und Pflanzungen, 
die bei der Grabanfertigung und Bestattungen auf der Grabstätte entstehen, übernimmt 
die Gemeinde keine Haftung. 
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§ 10 Ruhezeit 
 
Die Ruhezeit bei Erdbestattungen beträgt 25 Jahre, die Ruhezeit bei Urnenbeisetzungen 20 
Jahre. 

Die Frist beginnt am Tage der Beisetzung und soll eine ausreichende Verwesung sowie eine 
angemessene Totenehrung gewährleisten. 

 
 

§ 11 Umbettungen 

 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen 
gesetzlichen Vorschriften, der vorherigen Zustimmung des Gesundheitsamtes. Die 
Zustimmung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden. 

(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- und Aschenreste können mit 
vorheriger Genehmigung der Gemeinde auch in belegte Grabstätten aller Art 
umgebettet werden. 

(4) Dem Antrag kann zugestimmt werden, wenn: 

a) die zuständige Gesundheitsbehörde die erforderliche Genehmigung zur 
Umbettung erteilt hat, 

b) unter Berücksichtigung des Grades der Verwesung sowie aller sonstigen 
Umstände eine Durchführung der Umbettung möglich ist, 

c) die Gebühren für die Umbettung im Voraus gezahlt werden und 

d) die Kosten für eventuell erforderliche Sicherungsmaßnahmen und entstanden 
Schäden an benachbarten Grabstätten vom Antragsteller/in übernommen 
werden 

(5) Alle Umbettungen werden von der Gemeinde durchgeführt. Sie bestimmt den Zeitpunkt 
der Umbettung. Die Gemeinde kann die Teilnahme eines Bestattungsunternehmens 
und die Umsargung verlangen. Die Teilnahme von Angehörigen an der Ausbettung ist 
grundsätzlich nicht gestattet. Dagegen ist die Teilnahme an der Wiederbeisetzung 
möglich. 

(6) Die Umbettungskosten -mit Ausnahme der Kosten einer  Umbettung nach § 3 Abs. 4 
- und den Ersatz von Schäden, die an benachbarten Grabstätten und Anlagen 
entstehen, haben die Nutzungsberechtigten zu tragen. 

(7) Der Ablauf der Ruhe- und Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen 
oder gehemmt. 

(8) Leichen und Aschen zu anderen als zu Umbettungszwecken wieder auszugraben 
bedarf einer behördlichen oder richterlichen Anordnung. 
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IV. Grabstätten 

 
§ 12 Allgemeine Bestimmungen 

(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum der Gemeinde. An ihnen können Nutzungsrechte 
nur nach dieser Satzung erworben werden. Der Grund bleibt Eigentum der Gemeinde. 

(2) Das Nutzungsrecht kann nur durch eine natürliche Person erworben werden. Die 
Vergabe des Nutzungsrechtes schließt eine gewerbliche Nutzung aus. Auf Antrag kann 
die Friedhofsverwaltung Nutzungsrechte an juristische Personen vergeben. 

(3) Die Grabstätten werden unterschieden in: 

a) Reihengrabstätten für Sargbestattungen 

b) Reihengrabstätten für Urnenbeisetzungen 

c) Wahlgrabstätten für Sargbestattungen 

d) Wahlgrabstätten für Urnenbeisetzungen 

e) Kindergrabstätten (bis 5 Jahre), 

f) Gemeinschaftsanlagen, wie dem halbanonymen Urnenhain (nur Wendhausen) 
und den Urnengrabstätten unter dem grünen Rasen (nur Essehof) 

 

(4) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechtes an einer der Lage nach 
bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 

(5) Das Ausmauern von Grabstätten ist nicht zulässig. 

(6) Die Änderung der Anschrift und des Namens von nutzungsberechtigten Personen sind 
der Friedhofsverwaltung unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

 
 
 

§ 13 Größe der Grabstätten 

(1) Die Größe der Grabstätten wird wie folgt festgesetzt: 

a) Einzelgrabstätten Länge: 2,20 m Breite: 0,90 m 

b) Doppelgrabstätten Länge: 2,20 m Breite: 2,40 m 

c) Kindergrabstätten Länge: 1,30 m Breite: 0,60 

d) Urnengrabstätten Länge: 0,90 m Breite: 0,90 m 
 

jeweils inklusive Einfassung. 

(2) Der Abstand zwischen den Gräbern beträgt 0,40 m. 

(3) Grababdeckungen dürfen über das Grab nicht hinausragen. Grabhügel sind nicht 
zulässig. 

(4) Die Größe der Urnengrabstätten im Urnenhain und unter dem grünen Rasen wird von 
der Gemeinde gesondert festgelegt. 
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§ 14 Reihengrabstätten 

Reihengrabstätten sind Grabstätten, die der Reihen nach belegt werden. Der Erwerb eines 
Nutzungsrechtes an einer bestimmten Grabstätte ist nicht möglich ebenso wenig wie die 
Verlängerung. 

 
 
 

§ 15 Wahlgrabstätten 

Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Sarg- oder Urnenbestattungen, deren Lage unter 
Einbeziehung der Nutzungsberechtigten festgelegt wird. Das Nutzungsrecht an 
Wahlgrabstätten kann nach Ablauf der Ruhezeit verlängert werden. 

Die Friedhofsverwaltung kann den Erwerb und die Verlängerung eines Nutzungsrechts an 
bestimmten Grabstellen ablehnen, wenn wichtige Gründe, z.B. die Außerdienststellung oder 
die Neugestaltung des Friedhofs vorliegen. 

 
 
 

§ 16 Grabstätten für Erdbestattungen 

(1) In jeder Einzelgrabstätte darf nur eine Leiche beigesetzt werden. Sind Mutter und 
Kind bei der Geburt verstorben, können beide Leichen in einem Sarg bestattet 
werden. 

(2) Außerdem können zwei zu gleicher Zeit verstorbene Geschwister unter 5 Jahren in 
einem Einzelgrab beigesetzt werden. 

(3) In Einzelgrabstätten dürfen nach vorheriger Erdbestattung bis zu 2 Urnen beigesetzt 
werden. 

(4) Durch den Erwerb von zwei nebeneinander liegenden Nutzungsrechten kann eine 
Doppelgrabstätte angelegt werden. In einer Doppelgrabstätte sind zwei 
Erdbestattungen zulässig sowie nachfolgend zwei Urnenbeisetzungen. Für weitere 
Urnen können Ausnahmen zugelassen werden. 

(5) Dasselbe gilt für Mehrfachgrabstätten. 
 
 
 

§ 17 Urnenbeisetzungen 

(1) In Urnengrabstätten dürfen bis zu 4 Urnen beigesetzt werden. 
 
 

§ 18 Halbanonymer Urnenhain 
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(1) Auf dem Friedhof in der Ortschaft Wendhausen ist ein Urnenhain mit einem 
Gemeinschaftsdenkmal und einer Säule für Namenstafeln angelegt. Er dient der 
Beisetzung von Urnen ohne individuelle Kennzeichnung und Gestaltungsmöglichkeit. 

(2) Die Gestaltung und Unterhaltung/Pflege obliegt der Gemeinde. 

(3) Blumenschmuck, Kränze und Gebinde sind ausschließlich an dem dafür vorgesehenen 
Gemeinschaftsdenkmal abzulegen. 

(4) Die Grablagen werden nicht bekannt gegeben. 
 
 

§ 19 Urnengrabstätten unter dem grünen Rasen 
 

(1) Auf dem Friedhof in der Ortschaft Essehof ist eine Urnengemeinschaftsgrabstätte 
angelegt. Sie dient der Beisetzung von Urnen ohne individuelle 
Gestaltungsmöglichkeit. 

(2) Die Gestaltung und Unterhaltung/Pflege obliegt der Gemeinde. Das Ablegen von 
Kränzen und Blumenschmuck jeglicher Art ist untersagt. 

(3) Die Grablagen werden mit Einzelgrabplatten gekennzeichnet. 
 
 
 
 

§ 20 Erwerb und Übertragung von Nutzungsrechten 

(1) Das Nutzungsrecht wird durch Zahlung der festgesetzten Gebühr erworben. Die Dauer 
des Nutzungsrechts begründet sich bei Ersterwerb durch die Dauer Ruhezeit (§ 10) 
von 25 Jahren bei Erdbestattungen und 20 Jahren bei Urnenbeisetzungen. Bei 
Verstorbenen      bis      zum      vollendeten      5.       Lebensjahr       20       Jahre.  
Es entsteht mit Aushändigung einer Bescheinigung. 

(2) Schon bei der Begründung des Nutzungsrechts soll die/der Erwerber/-in für den Fall 
ihres/seines Ablebens aus dem in Satz 3 genannten Personenkreis durch schriftlichen 
Übertrag einen Nachfolger bestimmen. Verstirbt die/der Nutzungsberechtigte ohne 
einen Nachfolger bestimmt zu haben, geht das Nutzungsrecht in nachstehender 
Reihenfolge über an: 

a) den überlebenden Ehegatten oder eingetragenen Ehepartner, und zwar auch dann, 
wenn Kinder aus erster Ehe vorhanden sind, 

b) die ehelichen, nichtehelichen und Adoptivkinder, 
c) die Stiefkinder, 
d) die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung der Väter oder Mütter, 
e) die Eltern, 
f) die vollbürtigen Geschwister, 
g) die Stiefgeschwister, 
h) auf die nicht unter a) bis g) fallenden Erben. 

 
Innerhalb der einzelnen Gruppen b) bis d) und f) bis h) wird die/der Älteste 
Nutzungsberechtigte/r. Das Nutzungsrecht erlischt, wenn es keiner der unter a) bis 
h) aufgeführten Personen innerhalb eines Jahres übernimmt. 
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(3) Eine Verlängerung des Nutzungsrechts ist nur für Wahlgrabstätten möglich. Die 
Mindestverlängerung für abgelaufene Nutzungsrechte beträgt 5 Jahre. 

(4) Die Verlängerung ist rechtzeitig vor Ablauf des Nutzungsrechtes zu beantragen. 

(5) Bei Doppel- und Mehrfachwahlgräbern muss das Nutzungsrecht für alle Grabstellen 
gebührenpflichtig auf die Dauer der Ruhezeit für den zuletzt Beerdigten verlängert 
werden, im Fall der Beisetzungen von Urnen in belegten Grabstätten auf die Dauer der 
Ruhezeit der Urne. 

(6) Wird das Nutzungsrecht nicht verlängert, erlischt es nach Ablauf der Nutzungsdauer. 
In diesem Fall kann die Gemeinde drei Monate nach Ablauf des Nutzungsrechtes über 
die Grabstätte frei verfügen und sie einebnen. Die auf diesen Grabstätten befindlichen 
Anpflanzungen, Einfassungen und Grabmale werden von der Gemeinde entfernt. Auf 
die Rechtsfolgen beim Ablauf des Nutzungsrechtes werden die Nutzungsberechtigten 
rechtzeitig von der Gemeinde hingewiesen. In Fällen, in denen ein 
Nutzungsberechtigter nicht ermittelt werden kann, wird auf die Rechtsfolgen rechtzeitig 
durch öffentliche Bekanntmachung hingewiesen. Die zu beseitigenden Gräber werden 
bei der Friedhofsverwaltung in einer Liste geführt. In der Bekanntmachung wird auf 
diese Liste hingewiesen. 

(7) Grabmale, die die Gemeinde von Grabstätten entfernt, über die sie nach Absatz 6 
verfügen kann, müssen für drei Monate aufbewahrt und auf Verlangen den bisherigen 
Nutzungsberechtigten ausgehändigt werden. Verlangt der Nutzungsberechtigte bis 
zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist die Aushändigung des Grabmales nicht, so kann 
die Gemeinde über das Grabmal verfügen. 

(8) Der Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht erst nach Ablauf der gesetzlichen 
Ruhezeit (§ 10) vor Ablauf der Nutzungszeit aufgeben. Vor Ablauf der Ruhezeit oder 
der Nutzungszeit dürfen Grabmale, Einfassungen und sonstiges Grabzubehör nur mit 
vorheriger schriftlicher Genehmigung der Gemeinde entfernt werden. Die Gemeinde 
kann einen Monat nach Aufgabe des Nutzungsrechtes über die Grabstätte frei 
verfügen. Vor Ablauf der Ruhezeit darf eine Grabstätte nicht neu belegt werden. Die 
Gemeinde kann die Einebnung oder Begrünung der Grabstätte mit Rasen anordnen, 
wenn die Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist. Im Übrigen gilt Absatz 7 entsprechend. 

(9) Grabstätten, über die die Gemeinde nach Absätzen 6 und 7 frei verfügen kann, können 
nach Ablauf der gesetzlichen Ruhefrist neu vergeben werden. 

(10) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf sich 
umschreiben zu lassen. 

(11) Das Nutzungsrecht an einer unbelegten Grabstätte kann jederzeit, an einer 
teilbelegten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit, zurückgegeben werden. Eine 
Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. Ein Anspruch auf Erstattung der 
Nutzungsgebühren bei vorzeitig zurückgegebenen Nutzungsrechten besteht nicht. 

 

VI. Gestaltung der Grabstätten 
 

§ 21 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze 

(1) Gräber sind spätestens 6 Monate nach der Bestattung würdig herzurichten und bis zum 
Ablauf der Nutzungszeit ordnungsgemäß zu unterhalten. 
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(2) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der 
Friedhofszweck sowie die Würde des Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in 
seiner Gesamtanlage gewahrt wird sowie die Verkehrssicherheit gewährleistet ist. 

(3) Zur Bepflanzung der Grabstätten sind nur geeignete Gewächse zu verwenden. Durch 
die Bepflanzung dürfen benachbarte Gräber nicht gestört und das gesamte Bild des 
Friedhofs nicht beeinträchtigt werden. 

(4) Heckenartige Einfassungen sind nur bei mehrstelligen Grabstätten zulässig, wenn 
Pflanzen verwendet werden, deren Wuchs auf eine Höhe bis zu 40 cm begrenzt ist. 

(5) Alle angepflanzten Pflanzen und Sträucher gehen nach Ablauf der Nutzungszeit in das 
Eigentum der Gemeinde über. 

(6) Verwelkte Blumen und Kränze sind an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulagern. 

(7) Der Nutzungsberechtigte haftet für Schäden, die durch Anpflanzungen oder nicht 
ordnungsgemäßer Herrichtung und Unterhaltung des Grabes auf benachbarten 
Gräbern oder Wegen entstehen. 

(8) Der Baumbestand der Friedhöfe steht unter besonderem Schutz. Herbstlicher Laubfall 
ist ebenso zu dulden, wie die Beschattung der Grabstätte. Das Pflanzen von Bäumen 
auf Grabstätten ist untersagt. 

(9) Die Friedhofsverwaltung kann verlangen, dass die/der Nutzungsberechtigte die 
Grabstätte nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechtes abräumt. 

(10) Wird eine Grabstätte nicht hergerichtet oder gepflegt bzw. ordnungswidrig gestaltet 
und geschmückt, hat die/der Nutzungsberechtigte auf Aufforderung der 
Friedhofsverwaltung die Grabstätte in Ordnung zu bringen. Wird die Anordnung nicht 
befolgt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, nach anschließender schriftlicher 
Fristsetzung zur Beseitigung des ordnungswidrigen Zustandes die Grabstätte 
einzuebnen und einzusäen. Die Kosten trägt die/der Nutzungsberechtigte. Das gleiche 
gilt, wenn die/der Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht zu ermitteln ist. 

 
 
 

§ 22 Genehmigungserfordernis 

(1) Die Errichtung, Veränderung und Entfernung von Grabmalen, Einfassungen und 
sonstigen baulichen Maßnahmen bedürfen der vorherigen schriftlichen Genehmigung 
der Gemeinde. 

(2) Dem Antrag ist der Grabentwurf (zweifach) mit Grundriss und Seitenansicht im 
Maßstab 1:10 unter Angabe der Maße und  des Materials, seiner Bearbeitung, der 
Anordnung der Schrift, der Ornamente und der Symbole beizufügen. Soweit 
erforderlich, kann die Gemeinde Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und der 
Symbole im Maßstab 1:1 unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung und der 
Form verlangen. 

(3) Die Genehmigung kann versagt werden, wenn das Grabmal nicht den Vorschriften 
dieser Friedhofssatzung entspricht. 

(4) Entspricht die Ausführung eines Grabmals nicht der genehmigten Zeichnung, setzt die 
Gemeinde dem oder der Nutzungsberechtigten eine angemessene Frist zur 
Beseitigung oder Abänderung des Grabmals. 
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Nach ergebnislosem Ablauf der Frist kann die Gemeinde die Veränderung oder 
Beseitigung auf Kosten des Nutzungsberechtigten veranlassen. 

(5) Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb eines Jahres mit der Erstellung des 
Grabmales begonnen worden ist. 

 
 
 
 

§ 23 Grabmale 

(1) Die Aufgabe des Grabmales ist es, das Grab zu bezeichnen und das Andenken an 
die/den Verstorbene/n zu bewahren. 

(2) Die Errichtung von Grabmalen, Einfriedungen, Einfassungen und sonstigen baulichen 
Anlagen oder deren Veränderung ist nur nach folgenden Richtlinien der Gemeinde 
gestattet. 
Nicht nach den Richtlinien aufgestellte Grabmale können auf Kosten der 
Nutzungsberechtigten von der Gemeinde entfernt werden. 

(3) Die Höhe der Grabmale darf folgende Maße nicht überschreiten: 

a) Einzel- und Doppelgräber 1,50 m 

b) Kinder und Urnengräber 0,90 m 

(4) Die maximale Breite beträgt bei: 

a) Einzelgräbern 0,90 m 

b) Doppelgräbern 2,40 m 

c) Kindergräbern 0,60 m 

d) Urnengräbern 0,90 m 

(5) Die Mindeststärke der Grabmale beträgt 12 cm. 

(6) Für Grabmale dürfen nur Natursteine, Hartholz, Bronze und Schmiedeeisen 
verwendet werden. Beschriftungen aus Bronze, Aluminium, Gold und Blei sind dabei 
zugelassen. 

(7) Die Anbringung eines Lichtbildes ist zulässig, wenn die Größe des Lichtbildes von 11 
x 16 cm nicht überschritten wird. 

(8) Firmenbezeichnungen des Herstellers an Grabmalen dürfen eine Größe von 5,0 x 3,0 
cm nicht überschreiten. 

(9) Farben und Zutaten wie Beton, Glas, Emaille und Kunststoff sind nicht zugelassen. 
 
 
 
 

§ 24 Verwendung von Natursteinen 

(1) Natursteine dürfen auf den Friedhöfen der Gemeinde nur verwendet werden, wenn 

a) glaubhaft gemacht wird, dass sie in einem Staat oder Gebiet gewonnen oder 
hergestellt wurden, in dem das Übereinkommen über das Verbot und 
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unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der 
Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (in seiner jeweils gültigen Fassung) eingehalten 
wird oder 

b) ein Nachweis nach Absatz 3 vorliegt. 

(2) Es erfüllen folgende Staaten diese Voraussetzung: Australien, Belgien, Bosnien- 
Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Deutschland, Finnland, 
Frankreich, Griechenland, Irland, Israel, Island, Italien, Japan, Kanada, Kosovo, 
Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mazedonien, 
Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Russland, Schweden, 
Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Türkei, Tschechien, Ukraine, Ungarn, 
Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern. Werden Natursteine 
aus einem Staat verwendet, der in Satz 2 nicht genannt ist oder die zuvor aus einem 
Drittland importiert worden sind, ist ein Nachweis zu erbringen. 

(3) Als Nachweis gilt ein Zertifikat einer der nachfolgenden Organisationen: 

a) Fair Stone 

b) IGEP 

c) Werkgroep Duurzame Natursteen 

d) Xertifix 
 
 

(4) Die Gemeinde kann eine gleichwertige Erklärung anerkennen, wenn die erklärende 
Stelle: 

a) über einschlägige Erfahrungen und Kenntnisse auf dem Gebiet des 
Übereinkommens über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur 
Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (in 
seiner jeweils gültigen Fassung) verfügt, 

b) weder unmittelbar noch mittelbar an der Herstellung oder am Handel mit 
Steinen beteiligt ist, 

c) ihre Tätigkeit im Zusammenhang mit der Abgabe der gleichwertigen Erklärung 
dokumentiert und die Dokumentation auf Anforderung der Gemeinde zur 
Einsichtnahme bereitstellt, 

d) erklärt, dass sie sich über das Fehlen schlimmster Formen von Kinderarbeit 
durch unangekündigte Kontrollen im Herstellungsstaat vergewissert hat. 

 
 

§ 25 Fundamentierung und Befestigung 

Die Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln des 
Handwerks (Richtlinien für das Fundamentieren und Versetzen von Grabdenkmälern und 
Einfassungen für Grabstätten des Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, 
Stein- und Holzbildhauerhandwerks, in der jeweils gültigen Fassung) so zu fundamentieren 
und zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter 
Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. In Zweifelsfällen kann die Gemeinde vor 
Aufstellen des Grabmals einen Nachweis über die regelgerechte Fundamentierung und 
Befestigung durch einen Sachverständigen verlangen. Dieses gilt für sonstige bauliche 
Anlagen entsprechend. 
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§ 26 Unterhaltung der Grabmale 

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in würdig errichtetem 
und verkehrssicherem Zustand zu halten. Nutzungsberechtigte und Errichter haften für 
die Standsicherheit der von ihnen errichteten Grabmale auf den Grabstätten. 

(2) Ist die Standsicherheit von Grabmalen gefährdet, ist der Nutzungsberechtigte 
verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die 
Gemeinde auf Kosten des Nutzungsberechtigten erforderliche Sicherungsmaß- 
nahmen treffen (Absperrungen, Umlegen des Grabmales u.a.). 

(3) Mängel hat der Nutzungsberechtigte unverzüglich beseitigen zu lassen. Geschieht dies 
nicht, so kann die Gemeinde das Grabmal bzw. die Anlage auf Kosten des 
Nutzungsberechtigten in Stand setzen oder beseitigen lassen. Wenn keine 
unmittelbare Gefahr besteht, erhält der Nutzungsberechtigte vorher eine Aufforderung. 
Ist er nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, wird die Aufforderung 
öffentlich bekannt gemacht. 

(4) Bei unmittelbarer Gefahr ist die Gemeinde berechtigt, ohne vorherige Aufforderung an 
den Nutzungsberechtigten das Grabmal umzulegen oder andere geeignete 
Maßnahmen durchzuführen. Der Nutzungsberechtigte erhält danach eine 
Aufforderung, die Grabstätte oder das Grabmal wieder in einen ordnungsgemäßen 
Zustand zu versetzen. Geschieht dies nicht, so kann die Gemeinde die notwendigen 
Arbeiten auf Kosten des Nutzungsberechtigten durchführen oder das Grabmal 
entfernen lassen. 

(5) Die Nutzungsberechtigten sind für alle Schäden haftbar, die in Folge ihres 
Verschuldens durch Umfallen der Grabmäler oder Abstürzen von Teilen derselben 
verursacht werden. 

 
 
 

§ 27 Anlieferung und Aufstellung von Grabmalen 

(1) Beim Anliefern von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen sind auf Verlangen 
der Gemeinde vor Errichtung vorzulegen: 

a) der genehmigte Entwurf 

b) die genehmigte Zeichnung der Schrift, Ornamente, figürlichen Darstellungen 
und Symbole 

(2) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind so zu liefern, dass sie von 
Mitarbeitenden der Gemeinde vor der Errichtung überprüft werden können. 

(3) Die Grabmale sind entsprechend dem gemäß § 22 genehmigten Antrag 
ordnungsgemäß von den zugelassenen Steinmetzbetrieben aufzustellen bzw. auf die 
Grabstätte zu legen. 
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V. Leichenhallen und Trauerfeiern 
 

§ 28 Trauerfeiern 

(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum (Friedhofskapelle), am Grab 
oder an einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 

(2) Aus Gründen des Umweltschutzes ist das Verwenden und Anliefern von Kunststoffen 
für Ausschmückungen und Gebinde untersagt. Zugelassen sind nur Materialien aus 
natürlich abbaubaren und kompostierfähigen Bestandteilen. Dies gilt insbesondere für 
Trauergebinde, Kränze und Schleifen sowie sämtliche Verarbeitungsteile hierzu, wie 
Bindematerialien, Folien- und Schutzbänder, Kranz- und Gesteckunterlagen sowie 
Plastikblumen. Gebinde und Ausschmückungen, die nicht genehmigte Bestandteile 
enthalten, sind nach der Trauerfeier durch den Anlieferer vom Friedhof zu entfernen. 
Im Zweifelsfall hat der Bestattungsunternehmer als Erfüllungsgehilfe der 
Bestattungspflichtigen für die Entfernung zu sorgen. 

(3) Die Aufbahrung des Verstorbenen und die Benutzung der Kapelle kann untersagt 
werden, wenn der Verstorbene an einer meldepflichtigen übertragbaren Krankheit 
gelitten hat oder Bedenken wegen des Zustandes der Leiche bestehen. 

(4) Musik- und Gesangsdarbietungen auf dem Friedhof bedürfen der Anmeldung. 
 
 
 
 

VI. Schlussvorschriften 
 

§ 29 Alte Rechte 

Für die Gestaltung der Grabmale, Grababdeckplatten, Grabeinfassungen, die gärtnerische 
Gestaltung sowie Grabpflege der Grabstätten, deren Nutzungsrechte vor Inkrafttreten dieser 
Satzung erworben wurden, verbleibt es bis zum Ende der Nutzungsrechte bei den bisherigen 
Vorschriften und Gepflogenheiten. 

 
 

§ 30 Haftung 

Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung der 
Friedhöfe, ihrer Anlagen und ihrer Einrichtungen durch dritte Personen oder Tiere entstehen. 
Ihr obliegen keine besonderen Obhut- und Überwachungspflichten. Im Übrigen haftet die 
Gemeinde Lehre nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 

 
 

§ 31 Gebühren 

Für die Benutzung der von der Gemeinde Lehre verwalteten Friedhöfe und ihrer Einrichtungen 
sind Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 

 
 

§ 32 Zwangsmittel 
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(1) Für den Fall der Nichtbefolgung der Vorschriften dieser Satzung kann die Gemeinde 
nach vorheriger schriftlicher Aufforderung und Androhung mit angemessener 
Fristsetzung nach Ablauf dieser Frist ein Zwangsgeld bis zur Höhe von 2.500,00 € 
festsetzen oder die vorgeschriebene Handlung auf Kosten des Verpflichteten selbst 
vornehmen oder durch einen von ihr Beauftragten ausführen lassen (Ersatzvornahme). 
In der Androhung ist zugleich der vorläufig veranschlagte Kostenbetrag für die 
Ersatzvornahme mitzuteilen. 

(2) Bei Gefahr im Verzuge kann von der Schriftform der Androhung und der Fristsetzung 
abgesehen werden. 

(3) Das Zwangsgeld sowie die Kosten für die Ersatzvornahme können im 
Verwaltungszwangsverfahren eingezogen werden. 

 
 

§ 33 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 10 Abs. 5 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig nach 
dieser Satzung: 

 

a) den Verboten des § 5 Abs. 2 a) bis k) zuwiderhandelt; 
b) gewerbliche Arbeiten außerhalb der in § 6 Abs. 4 genannten Zeit ausführt; 
c) entgegen § 6 Abs. 5 die für den Friedhof geltenden Bestimmungen nicht beachtet; 
d) entgegen § 20 Abs. 2 als Rechtsnachfolger nicht den Erwerb des Nutzungsrechtes 

der Gemeinde rechtzeitig anzeigt; 
e) entgegen § 20 Abs. 8 ohne Zustimmung der Gemeinde Grabmale, Einfassungen 

und sonstiges Grabzubehör vor Ablauf der Ruhezeit oder Nutzungszeit entfernt; 
f) entgegen § 21 Abs. 1 ein Grab nicht innerhalb der bestimmten Zeit würdig herrichtet 

oder nicht bis zum Ablauf der Ruhezeit ordnungsgemäß unterhält; 
g) entgegen § 22 Abs. 1 ein Grabmal ohne Genehmigung der Gemeinde errichtet, 

verändert oder entfernt; 
h) das Grabmal entgegen den Bestimmungen des § 23 Abs. 2 errichtet und befestigt; 
i) das Grabmal entgegen § 26 Abs. 1 nicht würdig errichtet oder in verkehrssicherem 

Zustand hält. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet werden. 
 
 
 
 

§ 34 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Helmstedt in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung vom 26.10.2009 außer Kraft. 
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Lehre, den 29.04.2024 
 
  gez. Busch 
Andreas Busch 

(Bürgermeister) 

 

 

 

ABl.-Nr. 18 vom 02.05.2024 
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102.  Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Lehre; 
 

Bekanntmachung der Friedhofsgebührensatzung der Gemeinde Lehre 

 

Aufgrund der §§ 10 und 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 588)) und dem Gesetz über das Leichen-, Bestattungs- 
und Friedhofswesen (BestattG) in der Fassung vom 28.06.2018 (Nds. GVBl. S. 117), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23.02.2022 (Nds. GVBl. S. 134) hat der Rat der 
Gemeinde Lehre in seiner Sitzung am 14.03.2024 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 Allgemeines 
(1) Die Gemeinde Lehre betreibt ihre Friedhöfe als eine öffentliche Einrichtung 

Friedhofswesen. Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung Friedhofswesen 

werden Gebühren nach Maßgabe dieser Satzung erhoben. Maßstab für die Gebührenbemessung  

sind Art und Umfang der Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung. 

(2) Als Gegenleistung für Amtshandlungen und sonstigen Verwaltungstätigkeiten werden 

Verwaltungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung erhoben. 

(3) Für sonstige Leistungen, die in den nachfolgenden Bestimmungen nicht aufgeführt sind, 

erhebt die Gemeinde Lehre Gebühren in Höhe der tatsächlich entstandenen Kosten. 

 

§ 2 Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner ist, 

1. wer die Leistung nach dieser Satzung beantragt hat oder zum Tragen der Bestattungskosten 
gesetzlich verpflichtet ist. 

2. wer die Leistung nach dieser Satzung durch ihm zurechenbares Verhalten verursacht hat. 

3. wer ein Nutzungsrecht an einer Grabstelle erworben oder verlängert hat. 

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

 

§ 3 Entstehung der Gebührenschuld 

(1) Die Gebührenschuld entsteht bei Gebühren für Nutzungsrechte an Grabstellen mit der 

Verleihung des Nutzungsrechtes für die gesamte Laufzeit des Nutzungsrechtes. Bei der 

Verlängerung des Nutzungsrechtes entsteht sie ebenfalls mit der Verleihung des Nutzungsrechtes für 

den gesamten Zeitraum der Verlängerung. Bei der Rückgabe einer Grabstelle entsteht die  

Gebührenschuld zum Zeitpunkt der Rückgabe für den gesamten Zeitraum der Rückgabe. 

(2) Bei allen weiteren Gebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Inanspruchnahme der 
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jeweiligen Leistung. Die Verwaltungsgebühr entsteht, wenn die ihr zugrunde liegende 

Amtshandlung erbracht oder die begehrte Leistung gewährt wurde. 

(3) Die Gebühren werden durch Bescheid festgesetzt. 

§ 4 Fälligkeit 

Die Gebührenschuld wird einen Monat nach Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung an den 

Schuldner zur Zahlung fällig soweit nicht im Bescheid eine andere Fälligkeit bestimmt wird. 

 

§ 5 Benutzungsgebühren für den Erwerb von Nutzungsrechten an Grabstellen 

Für den Erwerb und die Verlängerung von Nutzungsrechten an Grabstellen werden Gebühren nach  

den folgenden Tarifen erhoben. Der Erwerb eines Nutzungsrechts an einer Grab- 

stelle beinhaltet das Recht zur erstmaligen Beisetzung soweit nichts anderes bestimmt ist. 

Jede weitere Beisetzung auf einer bestehenden Grabstelle ist mit dem Erwerb eines weiteren  

Nutzungsrechts verbunden (zusätzliche Urne). Bei der Verlängerung von Nutzungsrechten sind zum  

Erhalt eines einheitlichen Ablaufzeitpunktes alle laufenden Nutzungsrechte auf einer Grabstelle zu 
verlängern. 

 

§ 6 Gebührentatbestände, Art und Bemessung der Gebühren  

(1) Für die Vergabe von Nutzungsrechten an Grabstätten werden folgende Grabnutzungsgebühren 
erhoben: 

1. Bei Einzelgrabstätten 

a) für Personen bis fünf Jahren (Kindergrab)    740,00€ 

b) für Personen über fünf Jahren (Wahlgrab Sarg)   1.420,00€ 

2. Bei Doppelgrabstätten (Wahlgrab Sarg Zweistellig)   3.390,00€ 

3. Bei Reihengrab Urne       750,00€ 

4. Bei Wahlgrab Urne       750,00€ 

5. Bei Wahlgrab Urne zweistellig       1.230,00€ 

(2) Die Gebühr für die Bestattung auf dem Urnengemeinschaftsgrabfeld 
beträgt pro Urne         1820,00€ 

(3) Die Gebühr für die Bestattung auf dem halbanonymen Urnenhain pro Urne  1820,00€ 

(4) Die Grabnutzungsgebühr umfasst auch die Kosten der Unterhaltung des Friedhofs. 

(5) Für die Verlängerung von Nutzungsrechten an Grabstätten werden folgende Gebühren erhoben: 

1. Im Fall der zusätzlichen Bestattung auf Einzelgrabstätte, Doppelgrabstätte oder 
Urnengrabstätte fallen folgende Gebühren pro Jahr der Verlängerung des Nutzungsrechts an. 
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2. Wahlgrab Sarg einstellig je Jahr       56,80€ 

3. Wahlgrab Sarg Zweistellig je Jahr       135,60€ 

4. Wahlgrab Urne einstellig je Jahr       37,50€ 

5. Wahlgrab Urne zweistellig je Jahr       61,50€ 

(6) Für die Genehmigung zur Errichtung, Veränderung (Umschreibung)  
oder zum Entfernen von Grabmalen beträgt die Gebühr     50,00€ 

(7) Für die Benutzung der Friedhofskapelle (inklusive Reinigung)    230,00€ 

(8) Es wird eine Verwaltungsgebühr je Bestattung erhoben    50,00€ 

(9) Zusätzliche Pflegekosten bei vorzeitigen Einebnungen je Jahr    50,00€ 

(10) Besondere zusätzliche Leistungen, die im Gebührentarif nicht vorgesehen sind, sind der 
Gemeinde nach dem tatsächlichen Aufwand zu erstatten. 

 

§ 7 Inkrafttreten  

 

(1) Diese Gebührensatzung tritt am Tag nach Ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Helmstedt in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofsgebührensatzung vom 26.10.2009 außer Kraft. 

 

Lehre, den 29.04.2024 

 

gez. Busch 

Andreas Busch  

(Bürgermeister) 

 

 

ABl.-Nr. 18 vom 02.05.2024 
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